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MARKTGEMEINDE   
MARBACH/DONAU       Lfd.Nr. 01/2016 
 
 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

über die   S I T Z U N G   des 
 

G E M E I N D E R A T E S 
 
 
am Donnerstag, 31. März 2016 in Marbach an der Donau, Sitzungssaal 
Beginn: 19.00 Uhr Die Einladung erfolgte am 21.03.2016 
Ende:    20.15 Uhr durch E-Mail. 
 
 
 
ANWESEND WAREN: 
 
Bürgermeister Anton Gruber 
 
Vizebürgermeisterin Renate Hebenstreit 
 
gf.GR. Johannes Kamleithner gf.GR. Rudolf Bernreiter 
gf.GR. Peter Grafeneder gf.GR. Susanne Nagl 
 
GR. Charlotte Zimmerl GR. Gerlinde Mikschovsky 
GR. Christoph Astleitner GR. Alexander Ottina  
GR. Markus Wimmer GR. Alfred Frühwirth  
GR. Josef Mitmasser GR. Maria Hebenstreit 
GR. Josef Öfferl GR. Ing. Lukas Gotsmi 
 
 
ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
 
1. GR. Karl Zimmerl 2. GR. Christian Hausenbichl 
3. GR. Ing. Josef Kremser 4.  
 
 
AUSSERDEM ANWESEND WAREN: 
 
Schriftführer: Markus Nutz 
 
 
VORSITZENDER:   Bürgermeister Anton Gruber 
 
 
Die Sitzung war öffentlich. 
Die Sitzung war beschlussfähig. 



Seite: 2 

 
T A G E S O R D N U N G 

 
 
Pkt.  1: Verlesung des Protokolls der Sitzung vom 16.12.2015 sowie Genehmigung 

desselben. 
 
Pkt. 2 bis 16 laut Einladungskurrende. 
 
 

VERLAUF DER SITZUNG 
 
 
Der Vorsitzende begrüßt alle Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die 
heutige Sitzung. 
 
 
Pkt.  1: Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der letzten Sitzung vom 

16.12.2015, das allen Fraktionen zugestellt wurde, keine Einwände erhoben werden. 
Das Sitzungsprotokoll gilt daher als genehmigt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  2: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass die NÖ Glasfaserinfrastruktur-

gesellschaft mbH (NÖGIG) mit der Planung der Glasfaserinfrastruktur im gesamten 
Gemeindegebiet von Marbach an der Donau, laut beiliegendem Schreiben, beauftragt 
werden soll. Im Land NÖ soll Bewohnern bzw. der Wirtschaft flächendeckend, bis 
2030, Zugang zum Breitband-Internet ermöglicht werden. Hierfür wurde 2015 die 
NÖGIG gegründet und beauftragt einen flächendeckenden Glasfaserausbau bis in 
jedes Gebäude in NÖ durchzuführen. Grundlage für den Bau bildet eine 
flächendeckende Grobplanung die zur Gänze aus regionalen Fördermitteln finanziert 
und von der NÖGIG durchgeführt wird. Für diese Arbeiten ist es notwendig der 
NÖGIG die Nutzung einiger Daten (Kataster- und Grundbuchdaten, Fernerkundung 
– Höhen-daten, Fernerkundung – Orthofoto sowie Daten aus dem Gebäude- und 
Wohnungs-register) zu überlassen. Des Weiteren ist es notwendig, dass die 
Gemeinde die benötigten Datengrundlagen des Gebäude- und Wohnungsregisters 
prüft und gegeben falls – auf eigene Kosten – aktualisiert bzw. korrigiert. (Beilage 1) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge die oben angeführte 
Überlassung von Daten an die NÖGIG für die flächendeckende Grobplanung einer 
Glasfaserinfrastruktur im gesamten Gemeindegebiet von Marbach an der Donau 
genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird stattgegeben. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  3: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat das Schreiben des NÖ Wasser-

wirtschaftsfonds betreffend die Zusicherung von Förderungsmitteln für das 
Bauvorhaben Abwasserbeseitigungsanlage Marbach an der Donau, Regenwasser-
kanal Marbach, Bauabschnitt 07 (Busswegsiedlung) zur Kenntnis. Der Förderungs-
betrag von Euro 5.750,00 wird in Form von zwei nicht rückzahlbaren Beiträgen 
gewährt. Weitere Details sind in der Beilage ersichtlich. Die Annahme der 
Zusicherung ist vom Gemeinderat zu beschließen. (Beilage 2) 
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 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge die beiliegende 

Annahmeerklärung für die Übernahme der angeführten Verpflichtungen bzw. die 
vorbehaltlose Annahme der Zusicherung des NÖ Wasserwirtschaftsfonds vom 
11.02.2016, WWF-20169007/2 für den Bau der Abwasserbeseitigungsanlage 
Marbach an der Donau, Regenwasserkanal Marbach, Bauabschnitt 07 beschließen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird stattgegeben. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  4: Der Vorsitzende teilt dem Gemeinderat mit, dass die Straße im Bereich der 

Bahnzeile im Ortsteil Krummnußbaum/DUB unbedingt saniert werden musste, da 
diese in einem sehr desolaten Zustand war. Die Arbeiten wurden bereits durchgeführt 
Die Kosten dieser Arbeiten betragen laut Rechnung der Fa. Malaschofsky, Marbach 
Euro 29.996,98 (inkl. MWSt.). (Beilage 3) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge nachträglich die Sanierung 
der Straße im Bereich der Bahnzeile im Ortsteil Krummnußbaum/DUB mit 
Gesamtkosten von Euro 29.996,98 (inkl. MWSt.) genehmigen und diese Arbeiten an 
die Fa. Malaschofsky, Marbach vergeben. 
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
 
Pkt.  5: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass laut einstimmigem Gemeinde-

ratsbeschluss vom 16.12.2015, TOP. 3 die Sanierung der öffentlichen Beleuchtung 
im gesamten Gemeindegebiet beschlossen wurde. Unter diesem Tagesordnungspunkt 
wurde ebenfalls die Finanzierung mit der Ausschreibung eines Darlehens in der 
Höhe von Euro 200.000,00 genehmigt.  
Es wurden 7 Bankinstitute zur unverbindlichen Angebotsabgabe eingeladen. 
Die Laufzeit soll 20 Jahre betragen. Verzinsung: variabler Zinssatz. Tilgung 1/2-
jährig, jeweils am 01.07. und 01.01. Tilgungsbeginn im Jahr 2016. Auszahlung des 
Kredites in der tatsächlich benötigten Darlehenshöhe und in Tranchen. Die 
Zinsbelastung darf nur für die ausgezahlten Tranchen anfallen und nicht auf die 
gesamte ausgeschriebene Darlehenshöhe. Vorzeitige Teil- oder Gesamttilgung muss 
kostenfrei und jederzeit möglich sein, sonstige Alternativangebote sind nicht 
zulässig, keine Nebengebühren und Spesen und keine Sicherheiten. 
 

Es sind 4 Kreditangebote eingelangt: 
 

1. Sparkasse Niederösterreich bzw. Erste Bank der österreichischen Sparkassen AG; 
Aufschlag 1,08 % auf den 6-Monats-Euribor 

2. Volksbank NÖ AG; Aufschlag 0,93 % auf den 6-Monats-Euribor  
3. Raiffeisenbank Region Melk; Aufschlag 1,19 % auf den 6-Monats-Euribor 
4. HYPO NOE; Aufschlag 1,39 % auf den 6-Monats-Euribor 
 

Der 6-Monats-Euribor wird bei allen vier Banken mit 0,00 % gerechnet. Nähere 
Details sind in den beiliegenden Angeboten ersichtlich. 
 

 Bei Aufnahme des Darlehens bei der Sparkasse NÖ bzw. der Erste Bank der 
österreichischen Sparkassen AG ist die Förderung „ELENA“ über die EU möglich. 
Die Fördersumme kann bis zu Euro 20.000,00 betragen. Für die Arbeiten der 
Erstellung des Förderantrages „ELENA“ wären Kosten von Euro 2.640,00 (inkl. 
MWSt.) und eine Erfolgsprämie bei Auszahlung von 10 % der Fördersumme zu 
bezahlen. 
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 Die jährlichen Rückzahlungsbelastungen der Gemeinde für einen Kredit über Euro 

200.000,00 bei 20 jähriger Laufzeit und kalkulatorisch angenommenen Kreditzinsen 
von 1,10 % würden sich auf rund Euro 11.100,00 belaufen. Die Energieersparnis der 
Gemeinde nach der Sanierung wurde von einem Experten auf jährlich ca. Euro 
13.500,00 geschätzt. Somit würde sich budgetmäßig aus dieser Investition ein 
Überschuss ergeben; die gesamte Rückzahlungsbelastung wäre somit durch die 
errechnete Stromeinsparung gedeckt. Die Ersparnis ist derzeit im Voranschlag bzw. 
Nachtragsvoranschlag noch nicht ersichtlich, da die Endabrechnung des 
Stromanbieters meistens im September erfolgt und die geplanten Sanierungsarbeiten 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht fertiggestellt sein werden. Die reduzierten Kosten 
werden sich ab dem Jahr 2017 bemerkbar machen. (Beilage 4) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge die Aufnahme eines 
Darlehens (Kredits) für die Sanierung der in großen Teilen stark veralteten und nicht 
mehr den Auflagen und Anforderungen entsprechenden öffentlichen Beleuchtung in 
der Höhe von max. Euro 200.000,00 genehmigen.  
Der Kredit soll von der Erste Bank der österreichischen Sparkassen AG (obiges 
Angebot der Sparkasse Niederösterreich) zu folgenden Konditionen aufgenommen 
werden: 
Laufzeit: 20 Jahre, 6-Monats-Euribor 0,00 % + Aufschlag 1,08 % = Zinssatz derzeit 
1,08 % p.a., hj. dek., kal/360, variable Verzinsung, halbjährliche Zinsanpassung zum 
01.01. und 01.07. jeden Jahres, auf Basis 2 Banktage vor Zinsanpassung, sollte der 6-
Monats-Euribor unter 0 fallen, wird für die Berechnung der Zinsen der Wert 0 als 
Basis herangezogen. Die Rückführung erfolgt in halbjährlichen Pauschalraten. 
Die Erste Bank der österreichischen Sparkassen AG ist zwar nicht der Billigstbieter 
aber nur wenn das Darlehen von dieser Bank aufgenommen wird, kann bei der EU 
um Förderung für die Umstellung der Ortsbeleuchtung (Förderung „ELENA“) 
angesucht werden. Es ist eine Fördersumme von bis zu Euro 20.000,00 möglich. 
Somit ist die Erste Bank der österreichischen Sparkassen AG als Bestbieter zu sehen. 
Des Weiteren möge der Gemeinderat die Vergabe der Arbeiten für die Erstellung des 
Förderantrages „ELENA“ mit Kosten von Euro 2.640,00 (inkl. MWSt.) sowie eine 
Erfolgsprämie bei Auszahlung von 10 % der Fördersumme an die Fa. Energy 
Changes Projektentwicklung GmbH, 3133 Traismauer bewilligen 
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  6: Der Vorsitzende teilt dem Gemeinderat mit, dass laut einstimmigem Gemeinde-

ratsbeschluss vom 16.12.2015, TOP. 3 die Sanierung der öffentlichen Beleuchtung 
im gesamten Gemeindegebiet beschlossen wurde. Er bringt den beiliegenden 
Prüfbericht des Herrn Prof. DI Ernst Feldner und des Herrn Ing. Bernhard Gruber für 
die Generalsanierungsarbeiten der öffentlichen Beleuchtung zur Kenntnis. Es wurden 
fünf Firmen zur Angebotsabgabe eingeladen. Bei der Angebotseröffnung lagen zwei 
Angebote vor. Laut Beilage liegt die Fa. EWW AG, 4600 Wels mit Gesamtkosten 
von Euro 702.254,63 (inkl. MWSt.) preislich an erster Stelle. Die Herrn Prof. DI 
Feldner und Ing. Gruber empfehlen nach der rechnerischen und sachlichen Prüfung 
der Angebote der Marktgemeinde Marbach den Auftrag für die Generalsanierungs-
arbeiten der öffentlichen Beleuchtung im gesamten Gemeindegebiet von Marbach an 
den Billigstbieter, die Fa. EWW AG, 4600 Wels, Stelzhamerstraße 27 zu vergeben. 

 Laut dem Beschluss vom 16.12.2015, TOP. 3 wurden Projektkosten in der Höhe von 
Euro 576.000,00 festgelegt. Der Differenzbetrag zur Billigstbietersumme, wie oben 
angeführt, ergibt sich laut Herrn Ing. Bernhard Gruber durch mögliche 
unvorhersehbare Baumaßnahmen und wurde somit in der Gesamtausschreibung 
berücksichtigt. Durch diese Vorgehensweise können im Bedarfsfalle auf diese 
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zusätzlich ausgeschriebenen Positionen, zu einem wesentlich günstigeren Preis 
zugegriffen werden, als würden diese eventuell notwendigen Zusatzmaßnahmen 
gesondert angefordert werden. (Beilage 5) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge laut Angebotsprüfung und 
Vorschlag des Herrn Prof. DI Ernst Feldner und des Herrn Ing. Bernhard Gruber die 
Vergabe der Generalsanierungsarbeiten der öffentlichen Beleuchtung im gesamten 
Gemeindegebiet von Marbach an der Donau an den Billigstbieter, die Fa. EWW AG, 
4600 Wels, Stelzhamerstraße 27 genehmigen. Es dürfen jedoch die bereits 
beschlossenen Gesamtkosten von Euro 576.000,00 nicht überschritten werden. Falls 
sich die Gesamtkosten erhöhen, muss der Gemeinderat in dieser Angelegenheit 
informiert werden und darüber in einer Sitzung entscheiden. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  7: Der Bürgermeister erteilt dem Obmann des Prüfungsausschusses Herrn GR. Josef 

Mitmasser das Wort: 
Der Obmann berichtet über die angemeldete Kassenprüfung vom 10.03.2016 in der 
die Prüfung der Buchhaltung, der Belege und der Kassengebarung mit 
Kassenprüfung, der offenen Gemeindeabgaben sowie des Entwurfs des 
Rechnungsabschlusses 2015 durchgeführt wurden. Da keinerlei Missstände und 
Unregelmäßigkeiten sowie die sachliche und rechnerische Richtigkeit des Entwurfs 
des Rechnungsabschlusses 2015 festgestellt wurden, beantragt der Obmann die 
Entlastung des Kassenverwalters. 

 Antrag des Obmannes:   der Gemeinderat möge dem Kassenverwalter die 
Entlastung aussprechen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Obmannes wird stattgegeben. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  8: Der vorliegende Rechnungsabschluss für das Haushaltsjahr 2015 samt Beilagen, der 

in der Zeit vom 01. März 2016 bis einschließlich 15. März 2016 zur allgemeinen 
Einsicht aufgelegen ist und innerhalb der Auflagefrist am Gemeindeamt der 
Marktgemeinde Marbach an der Donau keine Stellungnahmen einlangten, wird im 
Gemeinderat eingehend beraten und werden die gewünschten Auskünfte erteilt und 
es werden die im Rechnungsabschluss ausgewiesenen und schriftlich erläuterten 
Abweichungen zum Voranschlag zur Kenntnis gebracht. 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge dem Rechnungsabschluss 
2015 in der vorliegenden Fassung seine Zustimmung erteilen. 

 Beschluss:   der Rechnungsabschluss 2015 wird in der vorliegenden Fassung 
genehmigt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  9: Der Entwurf des 1. Nachtragsvoranschlages 2016 der in der Zeit vom 16. März 2016 

bis einschließlich 30. März 2016 öffentlich aufgelegen ist und innerhalb dieser Frist 
keine schriftlichen Stellungnahmen eingebracht wurden wird erläutert und eingehend 
beraten. Dieser Nachtrag beinhaltet im ordentlichen Haushalt Einnahmen und 
Ausgaben in der Höhe von Euro 76.000,00. Im außerordentlichen Haushalt betragen 
die Einnahmen und Ausgaben Euro 1.696.600,00. 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den 1. Nachtragsvoranschlag 
2016 in der vorliegenden Fassung genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
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Pkt.10: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass die Marktgemeinde Marbach an 

der Donau dem Sonderschulsprengel Pöchlarn angehört, obwohl seit Jahren keine 
Schüler aus unserer Gemeinde die Sonderschule in Pöchlarn besuchen. Die Kinder 
aus unserer Gemeinde besuchen alle seit Jahren die Sonderschule in Ybbs. Die 
Marktgemeinde Marbach an der Donau muss daher an beide Schulgemeinden 
Schulerhaltungsbeiträge entrichten. Damit die Gemeinde den Schulerhaltungsbeitrag 
nach Pöchlarn nicht mehr bezahlen muss, müsste eine Sonderschulsprengeländerung 
nach Ybbs beim Amt der NÖ. Landesregierung beantragt werden.  

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge einem Antrag um 
Sonderschulsprengeländerung von Pöchlarn nach Ybbs beim Amt der NÖ. Landes-
regierung zustimmen. 
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird stattgegeben. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.11: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass sich die Vorjahrespächterin des 

Buffets im Nibelungenbad Marbach als Pächterin nicht mehr beworben hat. Daher 
hat die Fa. TripleA-Catering, Rainer Dietrich, 3454 Reidling, Kremserstrasse 12/4 
um Verpachtung des Buffets angesucht. Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat 
den Entwurf für den Pachtvertrag für das Badebuffet mit der Fa. TripleA-Catering, 
Herrn Rainer Dietrich zur Kenntnis. Als Pachtzins sollte für die Monate Mai und 
September anteilsmäßig nach Öffnungstagen bis zu einem Höchstbetrag von Euro 
330,00, für die Monate Juni und Juli anteilsmäßig nach Öffnungstagen bis zu einem 
Höchstbetrag von Euro 550,00 und für den Monat August anteilsmäßig nach 
Öffnungstagen bis zu einem Höchstbetrag von Euro 330,00, zuzüglich der 
gesetzlichen USt., eingehoben werden. Der Pachtvertrag sollte für die Badesaison 
2016 Gültigkeit haben. (Beilage 6) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge das Badebuffet für die 
Badesaison 2016 an die Fa. TripleA-Catering, Rainer Dietrich verpachten und den 
vorliegenden Entwurf des Pachtvertrages genehmigen.  

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.12: Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat den Entwurf der Vereinbarung über die 

Gründung der Arbeitsgemeinschaft Donautal zur Kenntnis. Im Wesentlichen 
beinhaltet diese Vereinbarung, dass die Gemeinden Marbach an der Donau, 
Artstetten-Pöbring, Klein-Pöchlarn, Leiben und Maria Taferl zum Zweck der 
interkommunalen Abstimmung und Projektumsetzung in den Bereichen Verwaltung, 
Daseinsvorsoge und Raumentwicklung die Kleinregion Donautal bilden sollen. Die 
Finanzierung von Projekten ist jeweils vor dem Projektstart zu klären. (Beilage 7) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge die Vereinbarung über die 
Gründung der Arbeitsgemeinschaft Donautal in der vorliegenden Form genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.13: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Entwurf der Petition – Neuordnung 

der Rettungsregionen – NEF-Standorte zur Kenntnis. Dieser Entwurf wird eingehend 
beraten (Beilage 8 ). 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge beiliegende Petition mit 
folgendem Wortlaut beschließen: 
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10 Bürgermeister/Innen sind in Alarmbereitschaft.  
Die notfallmedizinische Sicherheit unserer rund 30.000 Bürgerinnen und 
Bürger kann nur durch den NEF-Standort Ybbs-Persenbeug gewährleistet 
bleiben 
 

Die notfallmedizinische Sicherheit unserer Bürgerinnen und Bürger muss für uns alle 
oberste Priorität haben.  
Der NEF-Stützpunkt Ybbs-Persenbeug betreut rund 30.000 Bürgerinnen und Bürger 
mit rund 1.100 Einsätzen pro Jahr und wird seit jeher als Vorzeige-Stützpunkt 
betitelt. Hierbei wurden in den letzten 5 Jahren 47,43% der zu besetzenden Stunden 
von ehrenamtlichen Notfallsanitätern und Notfallsanitäterinnen sowie 4 
hauptberuflichen Notfallsanitätern durch das Rote Kreuz und den ASBÖ erfüllt.  
 

Die Großregion Ybbs-Persenbeug sowie Wieselburg und Wieselburg-Land 
rechtfertigt den NEF-Stützpunkt durch: 
 

1. hohe Einwohnerdichte  
2. hohe Verkehrsdichte - (Westautobahn, Bundesstraßen B1, B3 und B 25) 
3. Vielzahl an großen Betrieben 
4. ständiges Wachstum in der Region  
5. Niedergelassene Ärzte betiteln das derzeitige System und den derzeitigen NEF- 

Stützpunkt Ybbs-Persenbeug als hoch effizient und als wesentlich für das 
Vertrauen der Bevölkerung in die NÖ Landesregierung. 

6. Die Zusammenarbeit von Rotem Kreuz und Samariterbund am NEF- 
 Stützpunkt Ybbs-Persenbeug läuft als einwandfreie Synergie. Daraus 

resultieren beim Notarztdienst und Rettungsdienst eine personal- und 
fahrzeugübergreifende Handhabung, eine transparente Kommunikation,  
eine klare Kontrolle und eine damit verbundene Kostenoptimierung.   

7. Die Akzeptanz der Bevölkerung gegenüber dem NEF-Stützpunkt Ybbs- 
 Persenbeug ist exorbitant hoch. 
Der in Österreich bekannte Notarztmangel führte nachweislich vereinzelt zur 
Nichtbesetzung von Stützpunkten (Scheibbs, Melk, Hainburg an der Donau). Der 
NEF-Stützpunkt Ybbs-Persenbeug hingegen war nachweislich seit Beginn am 
01.01.2008 ausnahmslos besetzt. Dies begründet sich in der aktiv gelebten 
Verbundenheit und im Zusammenhalt mit seinen 19 Notärzten.   
 

Gefahren: 
 

• längere Anfahrtswege und daraus potentielle, massive Verschlechterung der 
notfallärztlichen Versorgung der Bevölkerung unserer Gemeinden 

• Verunsicherung und potentieller Wegfall der ehrenamtlichen MitarbeiterInnen 
bei Auflösung des NEF-Standortes. Konsequenz wäre eine Kostensteigerung 
im Bedarfsfall durch Anstellungen. 

• Wegfall von Arbeitsplätzen 
• höhere Anfahrtszeiten 
• Schüren von Angst in der Bevölkerung 
• Grenzüberschreitende Übungen des Roten Kreuzes im Ostblock haben gezeigt, 
 dass Sprachbarrieren die Notfallversorgung wesentlich verzögern. Von der 
 Vergabe an ausländische Anbieter raten wir dringend ab. 
 

Die Notwendigkeit des NEF-Standortes Ybbs-Persenbeug wurde durch die Studie 
der Landessanitätsdirektion Niederösterreich bereits Ende der 90-iger Jahre und der 
Raumordnungsabteilung RU2 der NÖ Landessanitätsdirektion untermauert. 
Vergleiche auf europäischer Ebene haben gezeigt, dass der Einwonhnerschlüssel und 
die damit verbundene Raumordnung für die Notwendigkeit eines NEF maßgeblich  
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sind. Die aktive NEF-Ordnung mit der aktuellen Zuordnung und Anzahl der NEF-
Stützpunkte in NÖ ist konform mit dieser beispielhaften Studie. 
Die Marktgemeinde Marbach an der Donau bittet inständig um Ihre aktive 
Ausschreibung und die damit zusammenhängende Fortführung des NEF-SYSTEMS 
am NEF-Stützpunkt Ybbs-Persenbeug. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Unter Ausschluss der Öffentlichkeit: 
 
 
Pkt. 14 bis 16: Da diese Punkte unter Ausschluss der Öffentlichkeit behandelt werden, wird 
gemäß den Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung in der derzeit geltenden Fassung auf 
das nicht öffentliche Sitzungsprotokoll verwiesen. 
 
 
Pkt.14: Die Abänderung des Dienstvertrages mit Frau Manuela Hackl wird nicht genehmigt. 
 
 
Pkt.15: Die Abänderung bzw. der 1. Nachtrag zum Dienstvertrag von Herrn Wolfgang Weiß 

wird einstimmig genehmigt. 
 
 
Pkt.16: Die einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses mit Frau Aloisa Schauer per 

01.03.2016 wird einstimmig genehmigt. 
 
 
Bericht des Bürgermeisters: 
 
Es wird über den Baufortschritt in der Angelegenheit Hochwasserschutz berichtet. In nächster 
Zeit findet eine vor Ort Besprechung betreffend der Lagerhalle für die HW-Schutzelemente 
beim FF-Haus statt. 
 
 
 
Da sonst keine weiteren Punkte auf der heutigen Tagesordnung sind und auch keine Anfragen 
gestellt werden, dankt der Vorsitzende für die Mitarbeit und beendet die heutige 
Gemeinderatssitzung. 
 
 
 

Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am ................................................ 

genehmigt   –   abgeändert   –   nicht genehmigt. 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

       Bürgermeister           Schriftführer 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

    Gemeinderat-SPÖ       Gemeinderat-ÖVP 


